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Kurztitel 

Übereinkommen über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung – Protokoll (P6) 
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Text 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Protokolls 

 1. bedeutet „Übereinkommen“ das am 13. November 1979 in Genf angenommene Übereinkommen 
über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung; 

 2. bedeutet „EMEP“ das Programm über die Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der 
weiträumigen Übertragung von Luft verunreinigenden Stoffen in Europa; 

 3. bedeutet „Exekutivorgan“ das nach Artikel 10 Absatz 1 des Übereinkommens gebildete 
Exekutivorgan für das Übereinkommen; 

 4. bedeutet „Kommission“ die Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa; 

 5. bedeutet „Vertragsparteien“ die Vertragsparteien dieses Protokolls, soweit der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert; 

 6. bedeutet „geographischer Anwendungsbereich des EMEP“ das Gebiet, das in Artikel 1 Absatz 4 
des am 28. September 1984 in Genf angenommenen Protokolls zum Übereinkommen von 1979 
über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung betreffend die langfristige 
Finanzierung des Programms über die Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der 
weiträumigen Übertragung von Luft verunreinigenden Stoffen in Europa (EMEP) festgelegt ist; 

 7. bedeutet „Schwermetalle“ die Metalle oder in einigen Fällen Metalloide, die beständig sind und 
eine Dichte größer als 4,5 g/cm3 aufweisen, sowie ihre Verbindungen; 

 8. bedeutet „Emission“ die Freisetzung aus einer Punktquelle oder einer diffusen Quelle in die 
Atmosphäre; 

 9. bedeutet „ortsfeste Quelle“ jedes feste Gebäude oder Bauwerk, jede feste Einrichtung, Anlage 
oder Ausrüstung, das oder die ein in Anhang I aufgeführtes Schwermetall direkt oder indirekt in 
die Atmosphäre freisetzt oder freisetzen kann; 

 10. bedeutet „neue ortsfeste Quelle“ jede ortsfeste Quelle, deren Bau oder wesentliche Veränderung 
nach Ablauf von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten für eine Partei des vorliegenden Protokolls 
begonnen wurde. Eine Vertragspartei kann beschließen, eine ortsfeste Quelle, die zum Zeitpunkt 
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des Inkrafttretens des Protokolls für diese Vertragspartei bereits von den zuständigen nationalen 
Behörden genehmigt worden ist, nicht als neue ortsfeste Quelle zu betrachten, vorausgesetzt, mit 
dem Bau oder der wesentlichen Veränderung wird innerhalb von fünf Jahren ab diesem 
Zeitpunkt begonnen. Es ist Angelegenheit der zuständigen nationalen Behörden, unter 
Berücksichtigung solcher Faktoren wie des Umweltnutzens einer Veränderung zu entscheiden, 
ob diese wesentlich ist; 

 11. bedeutet „Kategorie größerer ortsfester Quellen“ jede Kategorie ortsfester Quellen, die in 
Anhang II aufgeführt ist und mindestens mit einem Prozent an den Gesamtemissionen eines in 
Anhang I aufgeführten Schwermetalls aus ortsfesten Quellen einer Vertragspartei für das nach 
Anhang I festgelegte Bezugsjahr beteiligt ist. 

 12. „dieses Protokoll“, „das Protokoll“ bzw. „das vorliegende Protokoll“ das Protokoll von 1998 
betreffend Schwermetalle in seiner jeweils geltenden Fassung. 
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